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(Nr. 4005.) Verordnung zur Ausfuͤhrung der Order vom 30. Auguſt 1820., die Abtragung 
der Bergwerksſteuern in der Rheinprovinz betreffend. Vom 21. Januar 
1857. 


Wi Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. ’ 
verordnen zur Ausführung der Order vom 30. Auguſt 1820, (Geſetz-Samm⸗ 


lung S. 167.), die Abtragung der Bergwerksſteuern in der Rheinprovinz be⸗ 
treffend, was folgt: N 
H. 1. 


Die von den Bergwerksbeſitzern zur Ermittelung der verhaͤltnißmaͤßigen 
Bergwerksſteuer der Bergbehoͤrde vorzulegenden Rechnungen muͤſſen vollſtaͤndige 
Angaben der Foͤrderung des Abſatzes, der Produktionskoſten und der Ver⸗ 
kaufspreiſe der Bergwerksprodukte nach einem von der Bergbehoͤrde vorgeſchrie⸗ 
benen Schema enthalten und alljährlich innerhalb der von der Bergbehörde zu 
beſtimmenden Friſt dem Berggeſchwornen des Reviers eingereicht werden. 


H. 2. ; 
Auf jedem Bergwerke und auf jeder Aufbereitungsanſtalt ſind nach 
Vorſchrift des Bergamts eingerichtete Buͤcher zu fuͤhren, in welche die gefür- 
derten, aufbereiteten und abgeſetzten Produkte nach Zahl, Maaß oder Gewicht, 
die Verkaufspreiſe derſelben, die gezahlten Arbeitsloͤhne, die angeſchafften und 
die verbrauchten Materialien taͤglich in fortlaufender Ordnung eingetragen 
werden. n 
. H. 3. 5 
Die Bergwerksbeſitzer und deren Repraͤſentanten ſind verpflichtet, dieje⸗ 
nigen Perſonen, welche ſie mit dem Vermeſſen, Verwiegen oder Abzaͤhlen der 
Produkte und mit der Fuͤhrung der im H. 2. vorgeſchriebenen Buͤcher beauf⸗ 
tragen, dem Bergamte namhaft zu machen und vor der Uebernahme ihrer 
Funktionen durch den Friedensrichter ihres Wohnortes auf eigene Koſten dahin 
vereidigen zu laſſen: b . 
„daß ſie die Produkte des Bergwerks (der Aufbereitungsanftalt) ge⸗ 
wiſſenhaft vermeſſen (werwiegen, abzaͤhlen) und die Foͤrderung, den Ab⸗ 
Jahrgang 1857. (Nr. 4605.) 12 * ſatz 


Ausgegeben zu Berlin den 26. Februar 1857. 


— 


„ 


ſatz und die Verkaufspreiſe der Produkte, ſowie (beziehungsweiſe) die 
gezahlten Arbeitsloͤhne und die angeſchafften und verbrauchten Mate⸗ 
rialien vollſtaͤndig und richtig in die dazu beſtimmten Buͤcher eintra⸗ 
gen wollen.“ RER 

Eine Ausfertigung des Vereidigungsprotokolles iſt dem Bergamte ein 


H. 4. N 


zureichen. 


Die nach Vorſchrift des §. 2. zu führenden Bücher find von dem Berg⸗ 


geſchwornen des Reviers mit fortlaufenden Seitenzahlen zu verſehen und 


muͤſſen demſelben jederzeit auf Erfordern zur Einſicht vorgelegt werden. 


Diejenigen Poſitionen der nach H. 1. zu legenden Jahresrechnung, welche 
Auszuͤge aus dieſen Buͤchern enthalten, ſind von den mit der Fuͤhrung derſel⸗ 
ben beauftragten Perſonen als richtig und mit den Buͤchern uͤbereinſtimmend 
zu beglaubigen. 

H. 5 


Das Vermeſſen, Verwiegen und Abzaͤhlen der Produkte der Bergwerke 


und Aufbereitungsanſtalten, moͤgen dieſelben zum Verkaufe oder zum eigenen 
Gebrauche der Werke oder der Werksbeſitzer beſtimmt ſein, darf nur durch 
die zu dieſen Geſchaͤften nach H. 3. angeſtellten und vereidigten Perſonen 
eſchehen. i 

5 065 iſt unterſagt, Produkte von den Bergwerken und Aufbereitungs⸗ 
Anſtalten abzufahren, bevor dieſelben von den vorbezeichneten Perſonen ver⸗ 
meſſen, verwogen oder abgezaͤhlt ſind. | | 


§. 6. 

Bergwerksbeſitzer, deren Repraͤſentanten und die im H. 3. benannten Per⸗ 
ſonen, welche die Vorlegung der im H. 2. bezeichneten Bücher auf Erfordern 
des Berggeſchwornen verweigern (H. 4.), oder welche Produkte von den Berg⸗ 
werken oder Aufbereitungsanſtalten abfahren laſſen, ohne daß dieſelben von 
den im H. 3. genannten vereidigten Perſonen vermeſſen, verwogen oder abge⸗ 
zaͤhlt und in die im H. 2. erwaͤhnten Buͤcher eingetragen ſind (§. 5.); 

ferner Bergwerksbeſitzer oder deren Repraͤſentanten, welche die im H. 2. 
vorgeſchriebenen Buͤcher entweder gar nicht fuͤhren, oder durch andere, als die 
dazu beſtellten und vereidigten Perſonen fuͤhren laſſen, oder welche die jaͤhrliche 


Rechnung (F. 1.) innerhalb der beſtimmten Friſt entweder gar nicht, oder nicht 


vollſtaͤndig einreichen; 
ferner die im $. 3. genannten Perſonen, welche das ihnen obliegende 


Vermeſſen, Verwiegen oder Abzaͤhlen der Produkte, oder die im H. 2. vorge⸗ 


ſchriebenen Aufzeichnungen in die Bücher unterlaſſen, oder unrichtig vornehmen, 


ſollen mit den im Artikel 96. des Bergwerksgeſetzes vom 21. April 1810. an⸗ 


gedrohten Strafen belegt werden. 


H. 7. 


Die nach Vorſchrift der HH. 1. und 4. von den Bergwerksbeſitzern in 
gehoͤriger Form gelegten Rechnungen ſollen bei der Ausmittelung des ſteuer⸗ 
i baren 


baren Ertrages als beweifend in Bezug auf die darin enthaltenen Angaben 
angenommen werden, ſo lange nicht eine Verurtheilung des Beſitzers, des Re⸗ 
präfentanten oder einer der im H. 3. benannten vereidigten Perſonen wegen einer 
Kontravention gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung erfolgt. Wird die 
Rechnung innerhalb der beſtimmten Frist überhaupt nicht oder nicht vollſtaͤndig 
gelegt, oder ift der Beſitzer, der Repraͤſentant oder eine der nach Vorſchrift 
des $, 3. auf dem Bergwerke oder der Aufbereitungsanſtalt angeſtellten Per⸗ 
ſonen wegen einer im Laufe des Rechnungsjahres begangenen Kontravention 
gegen die Beſtimmungen dieſer Verordnung verurtheilt, ſo erfolgt die Ab⸗ 
ſchaͤtzung des Werthes der Produkte und der Produktionskoſten zur Ermitte⸗ 
lung des ſteuerbaren Ertrages von Amts wegen. 


$. 8. 
Die gegenwaͤrtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1858. in Kraft. 
Der Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten iſt mit der 
Ausfuͤhrung derſelben beauftragt. b 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 21. Januar 1857. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. d. Heydt. Simons. 


(Nr. 4606.) Geſetz, betreffend die Einführung des Weſtpreußiſchen Provinzialrechts in die 
2 Pr 10,00 Stadt Danzig und deren Gebiet. Vom 16. Februar 1857. 


ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. : 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: u 
Artikel J. i 
Das durch das Patent vom 19. April 1844. publizirte Provinzialrecht 
für Weſtpreußen (S. 105. der Geſetz⸗Sammlung) erhält, in dem Maaße, in dem 
daſſelbe jetzt noch gilt, und inſoweit das gegenwärtige Geſetz keine abweichen⸗ 
den Beſtimmungen enthaͤlt, mit dem 1. Oktober 1857. in der Stadt Danzig 
und deren Gebiet, wie ſolches im Jahre 1793. mit Unſerer Monarchie ver⸗ 
einigt worden, Geſetzeskraft. 8 
Artikel II. 


Mit dem 1. Oktober 1857. werden außer Wirkſamkeit geſetzt: die bis⸗ 
her in der Stadt Danzig und deren Gebiet guͤltig geweſenen, das Privatrecht 
betreffenden Provinzialgeſetze, Statuten, Gewohnheiten und Obſervanzen, 
namentlich das Culmiſche Recht von 1767. und die revidirte Willführ 
von 1761. N 

(Nr. 4605-4606) 12° Ar⸗ 
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Artikel III. 


Nur die Gewohnheiten, auf welche in den allgemeinen Landesgeſetzen, 4 
in dem Provinzialrechte oder in dieſem Partikularrechte ausdruͤcklich verwieſen 
iſt, bleiben ferner in Kraft. 


Artikel IV. 


Die in den $$. VIII., IX. und X. des Publikationspatents zum Allge⸗ 
meinen Landrechte vom 3. Februar 1794. aufgeſtellten Grundſaͤtze ſollen auch 
auf das gegenwärtige Partikular⸗ und Provinzialrecht Anwendung finden. a 

Artikel V. Br 

Das Verhaͤltniß der Eheleute, welche ſich vor dem 1. Oktober 1857, 
verheirathet haben, ſoll in Anſehung der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, 
ſowie der Grundſaͤtze über die Vermoͤgensauseinanderſetzung bei Trennung der 
Ehe durch richterliches Erkenntniß nach den Geſetzen, welchen die Eheleute 
zur Zeit der geſchloſſenen Ehe unterworfen waren, beſtimmt werden. Bei der 
Erbfolge hingegen, inſofern dieſelbe nicht auf Vertraͤgen oder letztwilligen Ver⸗ 
ordnungen beruht, ſoll der uͤberlebende Ehegatte die Wahl haben, ob er nach 


den zur Zeit der geſchloſſenen Ehe geltend geweſenen Geſetzen oder nach den 
Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts erben wolle. s 


Artikel VI. 


Die Verjährung ſoll in denjenigen Fallen, in denen fie vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1857. vollendet iſt, nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn 
auch die daraus entſtehenden Befugniſſe oder Einwendungen erſt ſpaͤterhin gel⸗ 
tend gemacht werden. In ſolchen Faͤllen aber, in welchen die bisherige geſetz⸗ 
mäßige Friſt zur Verjaͤhrung mit dem 1. Oktober 1857. noch nicht abgelaufen 
iſt, ſollen, inſoweit es nicht auf die Zulaͤſſigkeit des Anfangs der Verjaͤhrung 
oder auf eine vor dem gedachten Zeitpunkte ſtattgefundene Unterbrechung an⸗ 
kommt, die allgemeinen Landesgeſetze zur Anwendung gebracht werden. 

Sollte jedoch zur Vollendung einer vor dem 1. Oktober 1857. ange⸗ 
fangenen Verfaͤhrung in den allgemeinen Landesgeſetzen eine kuͤrzere Friſt als 
in den bisher in der Stadt Danzig und deren Gebiet geltend geweſenen Ge⸗ 
ſetzen vorgeſchrieben ſein, ſo kann derjenige, welcher in einer ſolchen kuͤrzeren 
Verjaͤhrung ſich gruͤnden will, die Friſt nur vom 1. Oktober 1857. an berechnen. 


Artikel VII. 

Die im H. VII. des Publikationspatents zum Allgemeinen Landrechte 
vom 5. Februar 1794. angeordnete Suspenſion einzelner in den drei erſten 
Titeln des zweiten Theils des Allgemeinen Landrechts enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen hört, ſoweit dieſe Suspenſion in dem Gebiete der Stadt Danzig uberhaupt 
noch beſteht, mit dem 1. Oktober 1857, auf. i 1 


Artikel VIII. 


| Fuͤr die Grundſtücke in der Stadt Danzig gelten in Betreff der Errich⸗ 
fung der Brandmauern und Scheidewaͤnde nachſtehende Beſtimmungen: 8 


H. 1. 


8 

75 H. AR 8 2 
Die Brandmauern in der Stadt Danzig muͤſſen auf gemeinſchaftliche 
Koſten von den Eigenthuͤmern der angrenzenden Haͤuſer errichtet und unter⸗ 


halten werden. Jeder Nachbar muß dazu den Grund und Boden zur Haͤlfte 
hergeben. f 


a 22 i 
Die Brandmauern muͤſſen ſechs Fuß fuͤnf Zoll uͤber die Dachrinne hin⸗ 
ausgefuͤhrt werden. N 955 e 


Die Dicke der Brandmauer ſoll bei einem Gebaͤude von drei Stockwer⸗ 
ken im Erdgeſchoſſe mindeſtens drei Fuß acht Zoll, im mittleren Geſchoſſe zwei 
Fuß neun Zoll und im oberen Geſchoſſe Einen Fuß zehn Zoll betragen. Nach 
demſelben Verhaͤltniſſe iſt die Dicke der Brandmauer bei hoͤheren oder niederen 
Gebaͤuden zu beſtimmen. | 
Die Balken follen fünf und einen halben Zoll in der Brandmauer 
aufliegen. ei 


Wird ein Gebäude in der Stadt Danzig höher errichtet, als daſſelbe 
bisher geweſen, oder wird die gemeinſchaftliche Brandmauer uͤber die (F. 2.) 
beſtimmte Höhe hinaufgefuͤhrt, fo fallt die Mehrausgabe für den Neubau und 
die Unterhaltung dem Bauenden zur Laſt, und er kann von dem Nachbar kei⸗ 
nen hoͤheren Beitrag fordern, als denjenigen, welchen der Nachbar nach Ver⸗ 
haͤltniß des fruͤheren Zuſtandes zu entrichten gehabt haben wuͤrde. 


e i §. . 5 

Vermag der benachbarte Hausbeſitzer die Beitraͤge zum Bau der ge⸗ 
meinſchaftlichen Brandmauer nicht ſofort zu entrichten, ſo iſt derjenige Nach⸗ 
bar, welcher dieſelbe auf ſeine Koſten gebaut hat, berechtigt, den dem anderen 
Nachbar zur Laſt fallenden Antheil dieſer Koſten auf deſſen Grundſtuͤck in das 
Hypothekenbuch eintragen zu laſſen, und Letzterer iſt verpflichtet, dieſen Vor⸗ 
ſchuß mit fuͤnf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen. 

Hat der Bauende binnen drei Monaten nach vollendetem Bau mit dem 
Nachweiſe der Nothwendigkeit deſſelben und der erfolgten Ausfuͤhrung, durch 
Atteſt der Obrigkeit, ſowohl die Eintragung der ihrem Betrage nach angegebe⸗ 
nen Vorſchuͤſſe nachgeſucht, als auch auf deren Zahlung gegen den Eigenthuͤ⸗ 
mer des Hauſes die Klage angeftellt, fo erlangt er dadurch, wegen des Vor⸗ 
ſchuſſes und deſſen Zinſen, ein Vorzugsrecht vor allen uͤbrigen, auch fruͤher 
eingetragenen Forderungen. i 

$. 6 


Wer ſein Haus laͤnger als das nachbarliche bauen will, iſt zwar befugt, 
die Brandmauer auf dem beiderſeitigen Grund und Boden zu errichten; er 
muß jedoch die Koſten des Neubaues und der Unterhaltung dieſer Anlage 
allein tragen. 

7 5 


i H. 7. 
Hof: und Scheidewaͤnde, welche die leeren Zwiſchenraͤume innerhalb und 
(Nr. 4606.) zwifchen 


5 


zwiſchen den Gebaͤuden in der Stadt Danzig begrenzen, muͤſſen auf gemein⸗ a 


ſchaftliche Koſten angelegt und Grund und Boden dazu von jedem Nachbar 


zur Haͤlfte hergegeben werden. 1 5 f 
1 

Solche Hof- und Scheidewaͤnde muͤſſen unten Einen Fuß zehn Zoll und 
oben Einen Fuß vier Zoll dick und wenigſtens zwölf Fuß zehn Zoll und höch⸗ 
ſtens achtzehn Fuß vier Zoll hoch aufgefuͤhrt werden. 

g H. 9. a 

Wer hoͤher oder dicker bauen will, iſt dazu nur innerhalb ſeiner Grenze 

befugt und muß die Mehrkoſten des Baues allein tragen. 


Artikel IX. 
In Anſehung der Rechte und Pflichten der Kirchen und geiſtlichen Ge— 
ſellſchaften kommen nachſtehende Beſtimmungen zur Anwendung: 
4 I H. 15 i 
Die Koſten der Pruͤfung, Ordination, Vokation, Praͤſentation und Be⸗ 
ſtaͤtigung trägt der neue Pfarrer. Die Koſten der Einweiſung des neuen Pfar⸗ 
rers werden dagegen aus der Kirchenkaſſe beſtritten. 
a H. 2. 
Die Kirchenvorſteher in der Stadt werden von den übrigen Kirchen: 
Vorſtehern vorgeſchlagen und vom Magiſtrate beſtellt. 
H. 3. 
Niedere Kirchenbediente werden von den Kirchenvorſtehern beſtellt und 
vom Magiſtrate als Patron beſtaͤtigt. 


H. 4. 


Zur Ausleihung und Einziehung von Kapitalien der unter der Aufſicht 


des Magiſtrats zu Danzig ſtehenden geiſtlichen und milden Stiftungen genuͤgt 
die Einwilligung des Magiſtrats. e 


m 


8 9 
Bei den Kirchen in der Stadt, ſowie bei den Kirchen St. Salvator 


und zum heiligen Leichnam, dauert die Gnadenzeit ein ganzes, bei den Kirchen 
auf dem Lande ein halbes Jahr. 
H. 6. 


Die Gnadenzeit fängt acht Tage nach dem Tode des Predigers an, und 


gebuͤhrt nur der hinterlaſſenen Wittwe deſſelben. 


. 9. 
Stirbt die Wittwe waͤhrend der Gnadenzeit mit Hinterlaſſung minder⸗ 


jähriger Kinder oder unverheiratheter Töchter, fo geht das Recht zu der Gna⸗ 


denzeit auf dieſe uͤber. 
f H. 8. 
Die Stolgebuͤhren gehören zur Gnadenzeit, wenn auch der Nachfolger 
das Amt bereits angetreten hat; das Beichtgeld und die Gebuͤhren fuͤr Fuͤr⸗ 
bitten 


FF 


ges Geſetz nichts geaͤndert. 


er 553 | 
bitten und Leichenpredigten kommen jedoch demjenigen zu, welcher die geiſtliche 
Handlung verrichtet hat. 5 


Was von den Einkuͤnften der Pfarre waͤhrend der Vakanz nach Abzug 
der Vertretungskoſten uͤbrig bleibt, erhaͤlt, wenn eine Gnadenzeit entweder nicht 
ſtattgefunden hat, oder vor dem Antritte des neuen Pfarrers abgelaufen iſt, 
bei Landkirchen die Prediger-Wittwenkaſſe derjenigen Superintendentur, zu wel- 
cher die Kirche gehoͤrt. 

§. 10. 

In Anſehung des Verhaͤltniſſes des Staats zur katholiſchen Kirche, fo- 

wie der verſchiedenen Religionsparteien gegen einander, wird durch gegenwaͤrti⸗ 


Artikel X. 


In Betreff der vorbehaltenen Rechte des Staats gelten folgende Be⸗ 
ſtimmungen: 1 5 f 


Das Fiſchen und Sammeln des Bernſteins am Oſtſeeſtrande, von Weich⸗ 


ſelmuͤnde bis Polsk, iſt ein ausſchließliches Recht der Kaͤmmerei der Stadt 


Danzig. 
Bei den zum Schutze dieſes Rechts erlaſſenen Beſtimmungen der Ver⸗ 
ordnung vom 3. Februar 1802. behaͤlt es ſein Bewenden. N 


H. 2; 


Geſtrandete Güter, zu welchen fich kein Eigenthümer meldet, verfallen, 
nach Abzug des dem Finder gebuͤhrenden Bergelohns, an die Kaͤmmerei⸗Kaſſe 


der Stadt Danzig. 
. . 
Auf der Halbinſel Hela, ſoweit folche der Stadt Danzig zugehoͤrt, ge⸗ 
buͤhrt demjenigen, welcher geſtrandete Guͤter geborgen hat, ein Drittel als 
Bergelohn; alles Holz von den geſtrandeten Schiffen, Bohlen, imgleichen Eiſen, 
die Anker ausgenommen, verfallen, wenn der Eigenthuͤmer ſich nicht meldet, 
nach Abzug des Bergelohns an die Kirche zu Hela. 
H. 4. 
Herrenlos gewordene Sachen und Grundſtuͤcke, fowie erbloſe Verlaſſen⸗ 


ſchaften, fallen in dem, im Jahre 1807. unter Preußiſcher Herrſchaft verblie- 


benen Theile des alten Gebiets, dem Fiskus, in dem uͤbrigen Theile des Ge⸗ 
biets der Kaͤmmerei der Stadt Danzig zu. 

Dieſes Recht der Stadt Danzig iſt den im Privilegium vom 30. April 
1660. näher beſtimmten Beſchraͤnkungen unterworfen. 

| H. 5. ; 

Derjenige, welcher in ein Hospital gegen Erlegung einer feſtgeſetzten 
Summe aufgenommen worden, kann tiber ſein Vermoͤgen, ſowohl unter Leben⸗ 
digen, als von Todes wegen, frei verfuͤgen. 

(Nr. 4606.) $. 6, 


— — 
H. 6. 


Verſtirbt er ohne letztwillige Verfügung, fo fallt der Mobiliarnachlaß, 
ſoweit ſich derſelbe zur Zeit des Ablebens in dem Hospitale befindet, dieſen, 
das außerhalb des Hospitals hinterlaſſene Vermoͤgen aber, zu welchem auch 
die ausſtehenden Forderungen und die uͤber ſolche lautenden Urkunden gehoͤren, 


den geſetzlichen Erben zu. 
Artikel XI. 


Bis auf weitere Anordnung bleiben in Kraft die Gewohnheiten und 
andere Rechtsnormen, welche eine der nachſtehenden Materien betreffen: 
1) die verfaſſungsmaͤßig beſtehende Berechtigung der Stadtgemeinde zu 
Danzig, bei jeder Veraͤußerung eines in der Stadt Danzig belegenen 
Grundſtuͤcks, unter der Benennung des Kaufſchoſſes, eine zur Kaͤmmerei⸗ 
Kaſſe fließende Abgabe zu erheben; 


2) das Recht der Stadtgemeinde zu Danzig, Faͤhren und Prahmen zur 


Ueberſetzung fuͤr Geld zu halten; 

3) das Laudemialrecht des Erbzinsherrn an dem Erbzinsgute; 

4) das Realrecht aus Eintragungen in die vormals von den betreffenden 
Behörden geführten Erbbuͤcher; 


5) die Rechtsverhaͤltniſſe von Rhedern, Schiffern und Befrachtern, ſowie g 


aus Haverei und Seeſchaͤden; 


6) die Rechtsverhaͤltniſſe der Stadt Danzig bezuͤglich des Patronats über 


die Kirchen in der Stadt und in deren altem Gebiet; 


7) die Rechtsverhaͤltniſſe der Kirchenhufen und Pfarrhufen in Beziehung 


auf die Leiſtung der Deichlaſt; 


8) die Verpflichtung zur Anlegung, Unterhaltung und Verbeſſerung der 


Wege und Bruͤcken, ſowie der Reinigung und Unterhaltung der neuen 


Radaune und der uͤbrigen Kanaͤle, Graͤben, Schleuſen und Waſſer⸗ 


leitungen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 


drucktem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 16. Februar 1857. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weſtphalen. 


v. Bodelſchwingh. v. Maſſow. Gr. v. Walderſee. 
N = v. Manteuffel II. N f 


Rebigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckereſ 
(Rudolph Decker.) 


